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Einleitung 

In der Verkündung eines Urteils manifestiert sich die Gerichtshoheit 
eines Staates. Das Urteil als Hoheitsakt kann grundsätzlich nur inner-
halb der staatlichen Grenzen wirken. Aus der territorialen Souveränität 
eines jeden Staates folgt, daß er völkergewohnheitsrechtlich nicht 
verpflichtet ist, Gerichtsentscheidungen anderer Staaten anzuer-
kennen1. Daher läßt eine Reihe von Staaten die Anerkennung und 
Vollstreckung ausländischer Entscheidungen nur zu, sofern mit dem 
Staate der Herkunft der Entscheidung (Erststaat)2 ein bi- oder multila-
teraler Staatsvertrag besteht3. Gibt es keine staatsvertragliche Verein-
barung, muß im Ausland noch einmal geklagt werden. Diese Situation 
widerspricht jedoch den Interessen der durch die Entscheidung begün-
stigten Partei und denjenigen des Erststaates an der Kontinuität des 
einmal erlassenen, formell gültigen Aktes4. Die Nichtanerkennung von 
Entscheidungen beeinträchtigt die internationale Rechtssicherheit und 
erschwert eine grenzüberschreitende Rechtsverfolgung, die ein wesent-
liches Ziel des Internationalen Zivilprozeßrechts bildet5. Aus der 
Zunahme der internationalen Handels- und Wirtschaftsbeziehungen 
sowie der personenrechtlichen Verbindungen ergibt sich somit ein 
Bedürfnis nach Anerkennung im Ausland ergangener Entscheidungen6. 

Im deutsch-spanischen Verhältnis bestehen vielfaltige wirtschafts-
und familienrechtliche Beziehungen. Der bilaterale Wirtschafts- und 
Handelsverkehr ist im vergangenen Jahrzehnt stetig gewachsen. Seit 
dem Beitritt Spaniens zur EG im Jahre 1986 hat sich diese Entwicklung 
noch intensiviert. Darüber hinaus haben der seit jeher starke Tourismus 
in Spanien und die in den sechziger Jahren einsetzende Migrations-

1 Nagel, ZZP 75 (1962) 435; Geirrter/Schütze 1/2 §§ 175-177. 
2 Die folgenden Begriffe sollen einheitlich für die vorliegende Arbeit verwendet 

werden: Erststaat für den Staat, in dem das anzuerkennende Urteil erging, 
Zweitstaat für denjenigen, in dem die ausländische Entscheidung geltend 
gemacht wird. Vgl. zur Terminologie Martiny in Hdb. IZVR III/l Kap. I 
Rz. 70. 

3 Vgl. Szdszy 533; Nagel, Durchsetzung 117. 
4 Vgl. Kropholler, IPR § 60 I 3. 
5 Martiny in Hdb. IZVR III/l Kap. I Rz. 101. 
6 Vgl. Schack Rz. 14. 
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bewegung spanischer Gastarbeiter nach Deutschland7 die Eingehung 
gemischt-nationaler Ehen gefördert. Die aus den bilateralen Beziehun-
gen im wirtschafts- und personenrechtlichen Bereich resultierenden 
vielfaltigen Rechtsstreitigkeiten verdeutlichen das praktische Erforder-
nis der Anerkennung von Entscheidungen deutscher und spanischer 
Gerichte im jeweils anderen Staat und die Notwendigkeit der Zusam-
menarbeit auf internationaler Ebene. 

Die Anerkennung deutscher Entscheidungen in Spanien galt lange 
Zeit als außerordentlich schwierig, die Vollstreckungsaussichten 
wurden als ungünstig eingestuft8. Teilweise wurde sogar davon 
gesprochen, daß es unmöglich sei, deutsche Entscheidungen in Spanien 
durchzusetzen9. Bis Ende der siebziger Jahre wurden etwa ausländische 
Ehescheidungs- oder Vaterschaftsfeststellungsurteile überhaupt nicht 
anerkannt, da beide Rechtsinstitute dem spanischen Recht unbekannt 
waren und die Anerkennung der ausländischen Entscheidung als 
Verstoß gegen den ordre public angesehen wurde. Daneben belastete 
eine teilweise widersprüchliche Rechtsprechung des Obersten Gerichts-
hofs (Tribunal Supremo), der nach spanischem Recht ausschließlich für 
die Anerkennung und Vollstreckbarerklärung ausländischer Entschei-
dungen zuständig ist, die Durchsetzung ausländischer Urteile mit 
einem erheblichen Unsicherheitsfaktor10. 

Diese Rechtslage ist seit Beginn der Demokratisierung Spaniens im 
Jahre 197511 durch Ratifizierung verschiedener bi- und multilateraler 
Übereinkommen schrittweise verbessert worden. Für die Freizügigkeit 
von Entscheidungen im deutsch-spanischen Rechtsverkehr kommt dem 
am 18.4.1988 in Kraft getretenen deutsch-spanischen Anerkennungs-
und Vollstreckungsvertrag vom 14.11.198312 eine herausragende 
Bedeutung zu. Ein weiterer wichtiger Schritt für die Erleichterung der 
Urteilsanerkennung auf europäischer Ebene ist der am 26.5.1989 in 
Donostia-San Sebastián - zusammen mit Portugal - erfolgte Beitritt 

7 Vgl. zu den beiden letztgenannten Phänomenen Bernecker 132 ff. 
8 So etwa Werth, RIW/AWD 1975, 331; Bomhard, RIW 1986, 960; vgl. dazu 

auch Weigand 73 f. 
9 Soler Padrö/Leonhardt, Schutzgemeinschaft für Auslandsgrundbesitz (1981/82) 

70 f. 
10 Ebenso Reichmann, Zivilgerichtsbarkeit II 348 f.; Gelmer/Schütze 1/2 § 246 

(Spanien); Löber, IPRax 1986, 285. 
11 Vgl. hierzu Bernecker 206 ff. 
12 BGBl. 1987 II 34, Bekanntmachung vom 28.1.1988 BGBl. 1988 II 207, 

Berichtigung BGBl. 1988 II 375; BOE Nr. 40 vom 16.2.1988, Berichtigung 
BOE Nr. 150 vom 23.6.1990; BOE Nr. 230 vom 24.9.1992. 
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Spaniens13 zum Europäischen Gerichtsstands- und Vollstreckungsüber-
einkommen (EuGVÜ) vom 27.9.1968 und zu dessen Auslegungsproto-
koll vom 3.6.197114. Parallel zur Ratifikation völkerrechtlicher Aner-
kennungsverträge hat sich auch das spanische autonome Anerkennungs-
recht liberalisiert. Zwar gibt es bis heute keine Novelle der weit über 
ein Jahrhundert alten Anerkennungsvorschriften. Jedoch sah sich die 
Rechtsprechung seit den Reformen des materiellen spanischen Fami-
lienrechts sowie des Rechts der internationalen Zuständigkeit, insbe-
sondere seit Inkrafttreten der spanischen Verfassung im Jahre 1978, 
veranlaßt, eine dem heutigen Recht angeglichene und verfassungskon-
forme Auslegung des Anerkennungsrechts vorzunehmen. 

Die vorliegende Arbeit untersucht die Rechtslage, die sich gegen-
wärtig für die Anerkennung deutscher Entscheidungen in Spanien 
ergibt, wobei die zusätzlichen, lediglich formalen Voraussetzungen der 
Vollstreckbarerklärung überwiegend außer Betracht bleiben. Während 
im deutschen autonomen Recht ebenso wie in den meisten jüngeren 
Staatsverträgen klar zwischen der Anerkennung und der Vollstreckung, 
d.h. der Vollstreckbarerklärung ausländischer Entscheidungen15, unter-
schieden wird und sämtliche Urteilswirkungen der ausländischen Ent-
scheidung außer der Vollstreckungswirkung ohne besonderes Verfah-
ren ipso iure auf das Inland erstreckt werden16, kennt das spanische 
autonome Recht - wie im einzelnen gezeigt wird (unten §§ 2 I, 3 II-IV) 
- diese Trennung von Anerkennung und Vollstreckung nicht. Sowohl 
die Vollstreckungs- als auch die Rechtskraft- und Gestaltungswirkung 
können nur in einem förmlichen Exequaturveifahren geltend gemacht 
werden. 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist, eine systematische Darstellung der 
bedeutendsten im deutsch-spanischen Urteilsverkehr geltenden Rechts-
grundlagen zu geben. Gegenstand des ersten Kapitels ist zunächst eine 

13 Der Text des Beitrittsübereinkommens von 1989 ist abgedruckt in ABl. EG Nr. 
L 285, 1-58 vom 3.10.1989; kodifizierte Fassung des EuGVÜ 1989 in ABl. EG 
Nr. C 189, 3-34 vom 28.7.1990. Das EuGVÜ 1989 ist für Spanien am 1.2.1991 
in Kraft getreten, ABl. EG Nr. C 17, 2 vom 25.1.1991; BOE Nr. 24 vom 
28.1.1991; die Bundesrepublik Deutschland hat es noch nicht ratifiziert, vgl. 
unten § 13 vor I. 

14 BGBl. 1972 II 773, 1973 I 60; BGBl. 1972 II 846, 1975 II 1138, beide in der 
Fassung der Beitrittsübereinkommen von 1978 und 1982. 

15 Zur Terminologie vgl. Wolff in Hdb. IZVR III/2 Kap. IV Rz. 9. 
16 Vgl. Riezler 563; Geimer, Zur Prüfung 35 ff.; Sonnenberger, Zeitgenössische 

Fragen 214 f.; Martiny in Hdb. IZVR III/l Kap. I Rz. 424; Wolff in Hdb. 
IZVR III/2 Kap. IV Rz. 11 ff. 
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Darstellung des autonomen spanischen Rechts unter Berücksichtigung 
seiner Geschichte vor und während der Franco-Ära, insbesondere aber 
seiner Entwicklung-seit dem Übergang Spaniens zur Demokratie. Das 
zweite Kapitel beschäftigt sich ausführlich mit dem deutsch-spanischen 
Anerkennungs- und Vollstreckungsvertrag vom 14.11.1983. Im dritten 
Kapitel werden verschiedene multilaterale Übereinkommen untersucht, 
zunächst das EuGVÜ in der Fassung des Beitrittsübereinkommens mit 
Spanien und Portugal vom 26.5.1989. Sodann wird anhand verschie-
dener Beispiele aus der spanischen Rechtsprechung gezeigt, welche 
Anerkennungspraxis in Spanien für Unterhalts- und Sorgerechtsent-
scheidungen auf der Grundlage des Haager Unterhaltsvollstreckungs-
übereinkommens von 1973 und des Europäischen Sorgerechtsüberein-
kommens von 1980 besteht. Das vierte Kapitel der Arbeit widmet sich 
den Problemen, die regelmäßig bei der Konkurrenz mehrerer Rechts-
quellen auftreten. Den Abschluß der Arbeit bildet ein zusammenfas-
sender Überblick über die Rechtsgrundlagen, nach denen die wichtig-
sten Entscheidungen anerkannt werden. 



Erstes Kapitel: Das spanische autonome Recht 

§ 1: Geschichtlicher Überblick 

Das geltende spanische Anerkennungsrecht datiert von der Mitte des 
vorigen Jahrhunderts. Es gehört zu einer der frühen Kodifikationen 
von Anerkennungsrecht in den europäischen Rechtskreisen1. Eine ein-
schneidende Reform dieser Normen hat bis heute nicht stattgefunden. 
Damit sind die für dieses Rechtsgebiet kennzeichnenden historischen 
Zusammenhänge auch noch aus heutiger Sicht von Interesse2. 

I. Mittelalter und frühe Neuzeit 

Bis ins 19. Jahrhundert hinein gab es in Spanien keine Vorschriften, 
die sich mit der Anerkennung im Ausland ergangener Entscheidungen 
befaßten3. In einzelnen Kodifikationen des Spätmittelalters und der 
frühen Neuzeit, wie etwa im Fuero Viejo de Castilla von 13564 oder in 
den Leyes de Toro von 15055, findet man indes Andeutungen, aus 
denen sich entnehmen läßt, daß ausschließlich solche Urteile voll-
streckbar waren, welche von spanischen Richtern im Namen des 
Königs erlassen wurden6. Unter Berufung auf die Souveränität des 
Königs konnten ausländische Entscheidungen in Spanien nicht aner-
kannt werden, sondern stellten nur einen wichtigen Grund (justa causa) 
dar, um eine neue Klage vor den spanischen Gerichten zu erheben7. 
Die Auffassung der damaligen Zeit war geprägt von der Annahme, daß 
die Anerkennung der Wirkungen von ausländischen Entscheidungen 

1 Vgl. dazu Martiny in Hdb. IZVR III/l Kap. I Rz. 27-42. 
2 So schon von Rauchhaupt Rz. 1. 
3 Garcia Goyena 169; Asser, Rev. dr. int. lég. 1 (1869) 91; Montero Ríos, 

R.G.LJ. 49 (1876) 11; Silvela, Clunet 8 (1881) 20; Sánchez Apellániz y 
Valderrama, Inf. Jur. 1951, 864; de Miguel y Alonso, FS Fragistas II 168; 
Remiro Brotons 17 f., 23; Manresa/Reus 199. 

4 Erläutert und abgedruckt bei de San Martin 223 ff., 257 ff.; dazu auch 
Antequera 144 ff. 

5 Faksimileausgabe, Valladolid 1981. Dazu auch von Rauchhaupt Rz. 193 ff. 
6 Vgl. Moreau 202; Garat 42. 
7 Remiro Brotons 18 m.w.N.; González Campos/Recondo Porrúa 152; Manresa/ 

Reus 199. 
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dazu führe, einem fremden Herrscher zu gehorchen, der den auslän-
dischen Gerichten die Rechtsprechungsgewalt erteilt hatte. Dies 
komme aber praktisch einem Verlust der Souveränität gleich8. 

n . Neunzehntes Jahrhundert 

Im Jahre 1849 findet sich in der Literatur erstmals der Hinweis darauf, 
daß die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Entscheidungen 
aufgrund von Erwägungen der »Zweckmäßigkeit und Bequemlichkeit 
für den Verkehr zwischen den Nationen« angezeigt sei und Vorrang 
vor einer strikten Territorialität genießen müsse, auch wenn es sich 
dabei strenggenommen um eine Verletzung der gerichtlichen Unabhän-
gigkeit eines jeden Staates handele9. Der Diplomat Riquelme stellte in 
einer Monographie ein System von fünf Voraussetzungen auf10, das als 
unmittelbarer Wegbereiter des heutigen Art. 954 LEC betrachtet 
werden kann11. Die Wirkungen derjenigen Entscheidungen, die diese 
Grundvoraussetzungen erfüllten, sollten danach in allen fremden 
Ländern anerkannt werden12. Allerdings ging Riquelme noch davon 
aus, daß Entscheidungen über ausländischem Recht unterliegende 
Verpflichtungen voll einer révision au fond zugänglich seien13. 

Eine erste ausdrückliche Erwähnung fand die Anerkennung auslän-
discher Entscheidungen in Spanien im Entwurf einer Privatrechtskodi-
fikation aus dem Jahre 1851, der durch eine 1846 eingesetzte Kommis-
sion unter der Federführung von Garcia Goyena ausgearbeitet 
wurde14. Art. 32 Abs. 2 des Entwurfs bestimmte, daß die Prinzipien 
des Vorrangs von Staatsverträgen und der Gegenseitigkeit, die in 

8 So etwa Manresa/Reus 198; anders dagegen Puente Egido 952 m.w.N.: Die 
Anerkennung von Entscheidungen sei in Spanien während des Mittelalters und 
im Zeitalter der europäischen absolutistischen Monarchien noch nicht als eigen-
ständiges Problem des internationalen Rechts erkannt worden. 

9 Riquelme 412; später auch Montero Rios, R.G.L.J. 49 (1876) 19; so übrigens 
noch im Jahre 1961 der Tribunal Supremo, vgl. Beschl. des T.S. vom 
16.10.1961, abgedruckt bei Remiro Brotons 398 ff. 

10 Vgl. Riquelme 412 f. 
11 So auch González Campos/Recondo Porrúa 152; González Campos/González 

Campos, DIP I 383; Calvo Carayaca 130. 
12 Riquelme 
13 Riquelme 413; González Campos/González Campos, DIP I 383, schreibt dies 

der herkömmlichen Auffassung der damaligen Zeit und dem Einfluß des franzö-
sischen Rechtsdenkens auf das Werk von Riquelme zu. 

14 Der Beginn der Gesetzgebungsarbeiten fand schon im Jahre 1843 statt, vgl. 
Scholz in Hdb. der Quellen III/l 498. 
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Art. 26 des Entwurfs in bezug auf die Rechtsstellung von Ausländern 
in Spanien niedergelegt waren15, auch für die Erfüllung ausländischer 
Urteile in Spanien zu beachten seien. Diese anerkennungsrechtliche 
Vorschrift war im ersten Titel des ersten Buches des Entwurfs enthal-
ten, der die Überschrift »Über Spanier und Ausländer« trug und 
daneben die internationale Zuständigkeit und die Prozeßkostensicher-
heit regelte. In den Motiven zum Entwurf des Código Civil schrieb 
Garcia Goyena 1852, daß sich die Vollstreckung von Entscheidungen 
in erster Linie nach völkerrechtlichen Abkommen und Spezialgesetzen 
richten solle. Erst subsidiär sei auf das Prinzip der Gegenseitigkeit 
zurückzugreifen. Die Durchführung der Vollstreckung bilde dagegen 
einen neuen Prozeß, der den spanischen Gesetzen unterliege16. Der 
Entwurf des Código Civil von Garcia Goyena wurde indes nie Gesetz, 
da ihm ein vorherrschender französischer Einfluß zum Vorwurf 
gemacht wurde17. 

Die erste gesetzliche Regelung der Anerkennung ausländischer 
Entscheidungen vor Erlaß der ersten Zivilprozeßordnung im Jahre 
1855 stellt der im Jahre 1851 - kurz nach der Veröffentlichung des 
Entwurfs des Código Civil - abgeschlossene Vertrag zwischen dem 
Königreich Spanien und dem Königreich Sardinien über die gegensei-
tige Erfüllung von Entscheidungen und Vergleichen vom 30.6.185118 

dar. Der Vertrag bestand nur aus acht Artikeln; die Zuständigkeit für 
die Vollstreckbarerklärung war nach Art. 3 des span.-sardischen 
Vertrages dem obersten Gericht desjenigen Gerichtsbezirks zugewie-
sen, in dem die Vollstreckung stattfinden sollte19. Art. 3 Nr. 1-3 des 
Vertrages enthielt einige wenige Anerkennungshindernisse. So wurde 
eine Entscheidung nicht für vollstreckbar erklärt, wenn sie »an offen-

15 Art. 26 des Entwurfs lautete: »Die Ausländer genießen in Spanien dieselben 
zivilen Rechte, welche in ihrem Land die Spanier genießen, vorbehaltlich 
dessen, was durch Verträge und Spezialgesetze geregelt ist oder noch geregelt 
wird«, vgl. bei Garcia Goyena 18. 

16 Garcia Goyena 20 f. 
17 Remiro Brotons 25; vgl. auch von Rauchhaupt Rz. 320. 
18 Text des Vertrages bei Manresa/Reus 204; dieser Vertrag wurde nach der natio-

nalen Einigung Italiens im Jahre 1861 auf ganz Italien ausgedehnt, vgl. Beschl. 
des T.S. vom 2.10.1880, zitiert bei Manresa y Navarro, R.G.L.J. 94 (1899) 
146 m.w.N.; Covidn, R.G.L.J. 104 (1904) 191 (Note 3); Jellinek 55 (Note 6); 
Remiro Brotons 47 (Note 32 m.w.N.); er wurde erst durch den span.-ital. 
Rechtshilfe-, Anerkennungs- und Vollstreckungsvertrag vom 22.5.1973 (vgl. 
BOE Nr. 273 vom 27.7.1977) gemäß dessen Art. 26 ersetzt. 

19 Vgl. dazu Manresa y Navarro, R.G.L.J. 94 (1899) 146 ff.; Covidn, R.G.L.J. 
104 (1904) 190 ff. 
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kundiger Ungerechtigkeit litt« (Art. 3 Nr. 1), »aufgrund fehlender 
Zuständigkeit, fehlender Ladung oder fehlendem richterlichen 
Beschluß nichtig war« (Art. 3 Nr. 2) und wenn sie »gegen die Verbots-
gesetze des ersuchten Staates verstieß« (Art. 3 Nr. 3). Auffallig an 
diesem Katalog von Anerkennungshindernissen war vor allem die 
Bedingung der internationalen Zuständigkeit der Gerichte des Erst-
staates20 sowie das Fehlen einer den zweitstaatlichen Gerichten einge-
räumten Befugnis zur revisión au fond, weshalb überwiegend 
angenommen wird, daß das Abkommen die damalige italienische 
Praxis und Lehre widerspiegelte und von französischen Vorbildern 
Abstand genommen hatte21. Wie sich zeigen wird (unten § 6 II 1 a), 
blieb der Einfluß des span.-sardischen Vertrages von 1851 auf die 
spätere Regelung des autonomen spanischen Anerkennungsrechts 
jedoch gering. 

IQ. Die Ley de Enjuiciamiento Civil von 1855 

Am 5. Oktober 1855 wurde die erste spanische Zivilprozeßordnung 
erlassen, die nach Remiro Brotons »die Frucht der reformerischen 
Bemühungen darstellte, welche fortschrittliche Minderheiten in Spanien 
angeregt hatten«22. 

Das Recht der Anerkennung ausländischer Entscheidungen wurde in 
den Art. 922-929 LEC von 1855 geregelt. Wie aus den von Gómez de 
la Serna verfaßten Motiven zur LEC hervorgeht, mußte diesbezüglich 
ein völliger »Neubau« errichtet werden23. 

Nach diesen Vorschriften ist die Anerkennung auf drei selbständi-
gen, hierarchisch aufgebauten Ebenen zu prüfen. Die einzelnen Ebenen 
stellen jeweils in sich geschlossene Anerkennungssysteme dar (vgl. im 
einzelnen unten § 5). Auf der ersten Stufe sind die völkerrechtlichen 
Verträge anzuwenden, welche die Anerkennung von Entscheidungen 
für den betreffenden Fall regeln (Art. 922 LEC von 1855). Bei deren 
Fehlen kommt das Prinzip der Gegenseitigkeit zur Geltung (Art. 923 f. 

20 Darauf weist Calvo Caravaca 130 hin. 
21 Vgl. Puente Egido 952. 
22 Remiro Brotons 23; vgl. auch die zeitgenössischen Stellungnahmen zur LEC von 

1855 in: Ministerio de Justicia (Hrsg.), Crónica 76 f. 
23 Gómez de la Serna 168. 
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LEC von 1855)24. Subsidiär zu diesen beiden Anerkennungssystemen 
kommt das sogenannte »dritte Anerkennungssystem« zur Anwendung, 
das eine Reihe allgemeiner Anerkennungsvoraussetzungen aufstellt, die 
als bloße Auffangtatbestände konzipiert wurden25. Nach Art. 925 Nr. 
1 LEC muß die ausländische Entscheidung aufgrund eines persönlichen 
Anpruchs ergangen sein. Art. 925 Nr. 2 LEC versagt denjenigen 
Entscheidungen die Anerkennung, die in Säumnis des Beklagten ergan-
gen sind. Art. 925 Nr. 3 LEC enthält eine Regelung in bezug auf den 
ordre public und Art. 925 Nr. 4 LEC betrifft Fragen der formellen 
Ordnungsmäßigkeit der ausländischen Entscheidung. Das oberste 
Gericht (Tribunal Supremo) besitzt die ausschließliche Zuständigkeit 
für die Erteilung des Exequatur, eine révision au fond der ausländi-
schen Entscheidung wird nach den Art. 922-929 LEC nicht durchge-
führt26. 

Das Gesetz von 1855 wurde von Zeitgenossen als eines der liberal-
sten Gesetze seiner Zeit betrachtet27. So wurde vor allem die Tatsache 
herausgestellt, daß die Vorschriften für die Erteilung des Exequatur 
keine Unterschiede zwischen In- und Ausländern vorsahen28. In der 
großen Reform der Zivilprozeßordnung vom Jahre 1881 wurden die 
Art. 922-929 LEC fast unverändert als Art. 951-958 LEC (Anh. A II 
3) übernommen, da der Gesetzgeber, wie Reus bemerkte, offenbar 
keine Notwendigkeit sah, das Bestehende weiter fortzuschreiben29. Die 
marginalen Änderungen bestanden nur in der Hinzufügung und Strei-

24 Bei diesem »ersten« und »zweiten« Anerkennungssystem ist der Einfluß der 
Art. 26 und 32 Abs. 2 des Entwurfs von Garcia Goyena unverkennbar. 

25 Von Remiro Brotons 37, 113 ff., wird das dritte Anerkennungssystem zutreffend 
auch »System der unabhängigen internen Kontrolle« genannt. 

26 Vgl. Sánchez Apellániz y Valderrama, Inf. Jur. 1951, 639; Remiro Brotons 192; 
Puente Egido 952. 

27 Vgl. Seijas Lozano, R.G.L.J. 16 (1860) 303: »...es la ley más amplia, más 
espresa, más llena de detalles que se ha publicado en nación alguna...«. 

28 Reus 721. Eine Unterscheidung zwischen der Vollstreckung gegen In- und 
Ausländer fand sich zu dieser Zeit in der Gesetzgebung vieler deutscher Staaten, 
vgl. dazu Graupner, FS Ferid (1978) 186; Martiny in Hdb. IZVR III/l Kap. I 
Rz. 34 ff. Sie fand auch Eingang in § 661 Abs. 2 Nr. 4 ZPO von 1877 sowie in 
§ 328 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 3 ZPO a.F. 

29 Reus 718; kritisch dazu Silvela, Clunet 8 (1881) 20: »...malgré le caractère 
général de la loi qui a consacré cette réforme en Espagne, elle est loin de 
répondre, dans la pratique, aux progrès constants du droit international privé et 
aux rapports qui existent entre les nations modernes...«. 
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chung einzelner Worte in zwei Artikeln30. Das heutige autonome 
Recht datiert damit von der Mitte des 19. Jahrhunderts31. 

IV. Entwicklung und Reformvorhaben 

Durch die bloße Übernahme des ursprünglichen Gesetzestextes in der 
Reform der LEC von 1881 und aufgrund des Fehlens jeder weiteren 
Reform der Art. 951-958 LEC32 blieb Spanien von der Entwicklung 
des Anerkennungsrechts unberührt, die in der wissenschaftlichen 
Auseinandersetzung und in der Rechtsprechung seit Mitte des 19. Jahr-
hunderts stattgefunden hatte33. Allgemein wurde dem Anerkennungs-
recht in Spanien von Lehre und Praxis wenig Aufmerksamkeit 
geschenkt. Dies ist auf mehrere Ursachen zurückzuführen. Zunächst 
hat die fehlende Veröffentlichung der spanischen Exequaturentschei-
dungen eine Belebung der Diskussion in der Rechtswissenschaft behin-
dert34 und in der Vergangenheit etwa die Herausbildung einer ständi-
gen Rechtsprechung unmöglich gemacht35. Daneben ist die vom 
Gesetzgeber im 19. Jahrhundert beabsichtigte Vorrangstellung der 
völkerrechtlichen Verträge ins Leere gelaufen, da eine konsequente 
Vertragspolitik in Spanien bis Ende der siebziger Jahre des 20. Jahr-
hunderts nicht verfolgt wurde36. Die Idee eines vorherrschenden, den 
besonderen Bedürfnissen des bilateralen Rechtsverkehrs oder speziellen 

30 Remiro Brotons 37 (Note 1). Die Intention des Gesetzgebers bei der Änderung 
der beiden Artikel war eine »Klärung und Präzisierung der ihnen 
innewohnenden Ideen«, vgl. Reus 722. 

31 Remiro Brotons 27; González Campos/Recondo Porrúa 153. 
32 Das Gesetz 34/1984 über die Reform der spanischen ZPO ließ die Art. 951 ff. 

unberührt; zu dieser Reform Fröhlingsdorf, RIW 1984, 44 f. Die Reform des 
Gerichtsverfassungsgesetzes (LOPJ) im Jahre 1985 brachte nur eine umfassende 
Neuregelung der spanischen internationalen Entscheidungszuständigkeit, die das 
autonome Recht dem europäischen Zivilprozeßrecht (EuGVU) anglich (unten 
§ 13 I 1). Das »Anteproyecto de Reforma de la LEC« von 1986 sieht nur eine 
marginale Änderung des Art. 953 LEC vor, vgl. in Ministerio de Justicia 
(Hrsg.), Anteproyectos 65. 

33 Gonzales Campos /Recondo Porrúa 153. 
34 Vgl. dazu Acosta Estévez 61; Garau Sobrino 32. 
35 Remiro Brotons hat als erster die Aufgabe übernommen, die Entscheidungen des 

Tribunal Supremo zu sammeln und zu systematisieren, vgl. den Textanhang bei 
Remiro Brotons 317 ff. Heute werden die wichtigsten der von der Redaktion der 
Zeitschrift R.E.D.I. inoffiziell gesammelten Exequaturbeschlüsse des Tribunal 
Supremo zweimal jährlich in dieser Zeitschrift veröffentlicht. 

36 Remiro Brotons 48 ff. Bis heute (Stand: Januar 1993) sind nur im Verhältnis zu 
elf Staaten bilaterale Verträge in Kraft (unten § 5 II). 
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